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I. Perſonalien. 


Der Regierungsrat Alfred Wilke in Gum- bezirk Gumbinnen ernannt worden. Die Er— 
binnen iſt zum Vorſitzenden und der Regie- nennungen des letzteren zum Vorſitzenden und 
rungsaſſeſſor Dr. Max Müller daſelbſt zum des Regierungsaſſeſſors Freiherrn von Borcke 
ſtellbertretenden Vorſitzenden des Schieds- in Gumbinnen zum ſtellvertretenden Vorfigen- 
gerichts für Arbeiterverſicherung Regierungs- den dieſes Schiedsgerichts ſind widerrufen. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Zahlung der Gehälter uſw. anf Poſtſcheckkonto. 
ap nn ür . 6 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Merit . 66, den 27. Növentber 1809. 


Der hierunter abgedruckte Erlaß des Herrn Finanzminiſters vom 24. September d. J., 
betreffend die Zahlung der Gehälter uſw. auf Poſtſcheckkonto, iſt auch für den Bereich des 
mir unterſtellten Miniſteriums zu beachten. 

In Vertretung. 
IIa 4976. 19804. Schreiber. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Berlin, den 24. September 1909. 

Die Reichshauptkaſſe wird unter Bezugnahme auf die diesſeitigen Erlaſſe vom 
10. Januar 1908 (J. 10644/07) und vom 15. März 1908 (J. 2366) benachrichtigt, daß die 
Zahlung der Gehälter, der Penſionen und der Hinterbliebenenbezüge fortan auch auf Poſt⸗ 
ſcheckkonto erfolgen darf. Da indeſſen die Poſtſcheckämter nicht in gleicher Weiſe wie die 
Bankhäuſer die Verpflichtung übernehmen können, der Reichskaſſe die überwieſen erhaltenen 
Beträge wieder zuzuführen, falls der Bezugsberechtigte den Fälligkeitstag nicht erlebt hat, 
wird dieſe Art der Überweiſung bloß für die im Dienſte befindlichen Bezugsberechtigten 
ohne weiteres, für andere aber nur nach vorheriger Einſendung der vorſchriftsmäßigen 
Empfangsbeſcheinigung zugelaſſen. 

Die Überweiſung der Beträge hat durch Zahlkarte zu geſchehen ($ 2A der Poſtſcheck⸗ 
ordnung). Sollte für die Reichshauptkaſſe ein Poſtſcheckkonto eröffnet werden, worüber 


Der Finanzminiſter. 


x Aeg. 
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Verhandlungen ſchweben, dann hat die Überweiſung nach $ 7 der Poſtſcheckordnung zu er- 
folgen. Hierbei können die Gutſchriften für mehrere Empfänger in einer Uberweiſung zu 
ſammengefaßt werden (Ausführungsbeſtimmungen zu § TU. a. a. O.). 
Berlin, den 22. Juli 1909. 
Reichsſchatzamt. 
An die Reichshauptkaſſe. 


Abſchrift erhalten die Königlichen Regierungen zur entſprechenden weiteren Ver⸗ 
anlaſſung wegen der von den nachgeordneten Kaſſen für Rechnung des Reiches zu leiſtenden 
ahlungen. 
* Zugleich genehmige ich, daß auch bei den für preußiſche Rechnung erfolgenden Zah⸗ 
lungen von Dienſteinkünften der aktiven Beamten, Ruhegehalts- und Hinterbliebenenbezügen 
in gleicher Weiſe verfahren wird. 
Sollte für die ſtaatlichen Kaſſen demnächſt ein Poſtſcheckkonto eröffnet werden, dann 
würde die Überweiſung nach $ 7 der Poſtſcheckordnung zu erfolgen haben. 
In Vertretung. 
gez. Michaelis. 
An die Königlichen Regierungen. 


Betr. Zahlungen auf Poſtſcheckkonto. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 30. November 1909. 

Der hierunter abgedruckte Erlaß des Herrn Finanzminiſters vom 24. September d. J., 
betreffend Zahlungen an Inhaber von Poſtſcheckkonten, iſt auch für den Bereich des mir 
unterſtellten Miniſteriums zu beachten. 

In Vertretung. 
IIa 4975. 18387. IV 12 609. Schreiber. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Der Finanzminiſter. Berlin, den 24. September 1909. 

Anträgen der Inhaber von Poſtſcheckkonten, ihnen ihre Guthaben bei den ſtaatlichen 
Kaſſen unter Verwendung von Zahlkarten auf ihr Poſtſcheckkonto zu überweiſen, kann 
unbedenklich entſprochen werden. 

Die Königliche Oberrechnungskammer iſt damit einverſtanden, daß der der Zahlkarte 
angeſchloſſene Poſteinlieferungsſchein als ausreichender Rechnungsbeleg angeſehen wird und zwar 
bis zu dem im $ Ziffer I der Poſtſcheckordnung vorgeſehenen Höchſtbetrage von 10 000 WM. 

Der Kontoinhaber iſt von der Einzahlung auf ſein Poſtſcheckkonto in jedem einzelnen 
Falle zu benachrichtigen. Das Porto für dieſe Benachrichtigungen, zu denen Poſtkarten ver— 
wendet werden können, trägt die Staatskaſſe. 

Die nachgeordneten Kaſſen ſind mit entſprechender Anweiſung zu verſehen. 

In Vertretung. 
Mi 18. 
115162 !. ng. II 12203. III 15 969. u 
An die Herren Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten, Königlichen Regierungen. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 
Betr. Mitwirkung der Handwerkskammern bei Eintragung gewerblicher Betriebe in 
das Handelsregiſter. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. e e 


Wiederholt iſt in Handwerkerkreiſen der Wunſch laut geworden, den Handwerks⸗ 
kammern in gleicher Weiſe, wie dies bezüglich der Handelskammern der Fall iſt, eine Mit⸗ 
wirkung bei der Eintragung gewerblicher Betriebe in das Handelsregiſter einzuräumen. 
Bei der Bedeutung, welche die Eintragungen in das Handelsregiſter für die Frage der 
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Handwerkskammerpflicht haben, wird anzuerkennen ſein, daß auch die Handwerkskammern 
ein berechtigtes Intereſſe daran haben, wenigſtens in ſolchen Fällen vor der Eintragung 
gewerblicher Betriebe in das Handelsregiſter gehört zu werden, in denen es zweifelhaft 
erſcheint, ob der betreffende Betrieb als Fabrik oder Handwerksbetrieb anzuſehen iſt. Ich 
erſuche daher die Handelskammern, in Fällen der gedachten Art, ſofern ſie ſelbſt von dem 
Regiſterrichter vor der Eintragung des Betriebs in das Handelsregiſter gehört werden, 
ihrerſeits von den beteiligten Handwerkskammern eine gutachtliche Außerung einzuholen und, 
falls ſie ſelbſt zu einer abweichenden Auffaſſung der Sachlage gelangen, das Gutachten der 
Handwerkskammer mit ihrer eigenen Außerung dem Regiſterrichter zur Kenntnisnahme 
vorzulegen. 

IV 12336. IIa 5648. Sydow. 


An die Handelskammern. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Statiſtik der Seeſchiffahrt. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 3. Dezember 1909. 

Die aus den Beſtimmungen des Bundesrats vom 27. Juni 1907 über die Statiſtik 
der Seeſchiffahrt (Zentralblatt f. d. Deutſche Reich S. 371) ſich ergebende Notwendigkeit, 
die Zuſammenſtellungen über die Schiffsunfälle zu ändern, bietet die erwünſchte Gelegen- 
heit, längſt ausgeſprochenen Wünſchen durch weitere Umgeſtaltung der Veröffentlichungen 
Rechnung zu tragen. 

Es handelt ſich im weſentlichen um Annäherung an die gleichartigen britiſchen Ver⸗ 
öffentlichungen, um allgemein eine beſſere Vergleichsmöglichkeit zu ſchaffen. 

Die geplante Neuordnung bedingt eine nicht unerhebliche Vermehrung der Überſichten, 
die zwar im einzelnen wenig umfangreich ſein, in ihrer Geſamtheit aber doch die Ver— 
öffentlichungen anſchwellen laſſen werden. 

Es muß deshalb, ſchon in Berückſichtigung der berechtigten, vielſeitigen Anregungen 
auf Einſchränkung der Statiſtik, darauf Bedacht genommen werden, an anderer Stelle 
Kürzungen eintreten zu laſſen. Als geeignet zur Streichung kommt das beſchreibende Ver⸗ 
zeichnis der Schiffsunfälle an der deutſchen Küſte (Statiſtik des Deutſchen Reichs, Bd. 187, 
II 1128) in Frage, da es Arbeit und Koſten verurſacht, die außer Verhältnis zu ſeinem 
Werte für die Offentlichkeit zu ſtehen ſcheinen. Wenn früher gelegentlich darauf hingewieſen 
iſt, daß das genannte Verzeichnis die Möglichkeit gewähre, die beſonders gefährlichen 
Küſtenpunkte näher zu kennzeichnen, als dies durch die Tabellen geſchähe, welche die 
Unfälle nach Küſtenabſchnitten nachweiſen und daß dadurch die Unterlage geboten werde, 
auf Verbeſſerung der Schiffahrtseinrichtungen hinzuwirken, ſo kann demgegenüber auf die 
geſteigerte Tätigkeit der Seeämter verwieſen werden, deren Sprüche auch nach dieſer 
Richtung hin einer ſorgfältigen Bearbeitung unterliegen. 

Ich erſuche Sie, ſich nach Anhörung beteiligter Schiffahrtskreiſe hierzu zu äußern. 

Im Auftrage. 
von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Küſtenbezirke. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. pueumatiſche Aufzüge. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 66, den 4. Dezember 1909. 

Pneumatiſche Aufzüge fallen nicht unter die Beſtimmungen des § 10 Abſ. 1 Ziffer 1 
der Polizeiverordnung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen, und es 
erſcheint bedenklich, fie auf dem Wege des Dispenſes den hydrauliſchen Aufzügen gleichzu⸗ 
ſtellen. Schon bei dieſen ereignet es ſich zuweilen, daß ſich die Plattform während des 
Beladens infolge von Undichtigkeiten der Stopfbüchſe oder von Flanſchen und dergleichen 
ſenkt, oder daß der Aufzug bei Verwendung von Aufſtützvorrichtungen nach deren Löſung 
plötzlich um das Maß der eingetretenen Waſſerverluſte niedergeht. Dieſe Gefahr beſteht 
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in erhöhtem Maße bei pneumatiſchem Betriebe, ſowohl infolge der unvermeidlichen Betriebs- 
verluſte an Luft, als beſonders bei plötzlich eintretenden Defekten am Treibzylinder oder 
an den Rohrleitungen. Dazu kommt, daß Luft an ſich ein elaſtiſches Treibmittel iſt, ſo 
daß die Plattform bei der Be⸗ und Entlaſtung nicht in ruhiger Lage bleibt und daß es 
ſich im vorliegenden Falle um die Beförderung von Sprengſtoffen handelt, bei denen 
Stöße zu vermeiden ſind. 

Die Verwendung von Luftdruck kann als Treibmittel zugelaſſen werden, wenn der 
Kolben während ſeiner ganzen Bewegung im Waſſer läuft und ſich am Treibzylinder die 
im § 10 Abſ. I Ziffer 1 geforderte Einrichtung befindet. In ſolchem Falle kann von der 
Forderung von Fangvorrichtungen oder Senkbremſen auch bei Aufzügen, deren Treibmittel 
Preßluft iſt, abgeſehen werden. 

In Vertretung 
III. 9811. Schreiber. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


2. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Funkenfänger au beweglichen Kraftmaſchinen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 29. November 1909. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 18. September d. 38. 
(HMBl. S. 418) benachrichtige ich den Zentralverband, daß 
ich im Einvernehmen mit dem Verbande der öffentlichen 
Feuerverſicherungsanſtalten in Deutſchland, der Vereinigung 
der in Deutſchland arbeitenden Privat-Feuerverſicherungs— 
geſellſchaften und dem Verbande deutſcher Feuerverſicherungs— 
geſellſchaften auf Gegenſeitigkeit den hierneben dargeſtellten 
Funkenfänger der Firma Joh. Petermann & Co. in 
Warendorf iW. auf Grund ausgeführter Verſuche als 
wirkſame Einrichtung zur Vermeidung des Funkenauswurfs 
für die von dieſer Firma hergeſtellten Lokomobilkeſſel mit 
vorgehenden Heizrohren im Sinne des § 4 der Polizeiver⸗ 
Joh. pete a & Co. ordnung über bewegliche Kraftmaſchinen anerkannt habe. 


Warendorf i. W. Im Auftrage. 
26. III 9873. Dr. Hoffmann. 


An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Frankfurt a. O. 


Betr. Prüfung von Keſſelblechen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 1. Dezember 1909. 

Nach dem Schlußſatze der SS 22 und 19 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen 
über die Anlegung von Land- und Schiffs-Dampfkeſſeln vom 17. Dezember 1908 können 
Dampfkeſſel vor dem Zeitpunkte des Inkrafttretens dieſer Beſtimmungen, d. h. dem 
10. Januar n. J., nach den neuen Vorſchriften gebaut werden. Ferner werden vorausſicht— 
lich ſchon jetzt bei den Walzwerken Bleche für Keſſel beſtellt, deren Genehmigung nach dem 
10. Januar n. J. erfolgen wird, die daher den neuen Vorſchriften entſprechen müſſen. Unter 
dieſen Umſtänden iſt es erforderlich, den Beteiligten die Vordrucke für die Beſcheinigungen 
über die Ergebniſſe der Blechprüfungen und für die Beſchreibung zu Genehmigungsanträgen 
von Dampfkeſſeln unter Berückſichtigung der neuen Vorſchriften alsbald bekannt zu geben. 
In den Anlagen überſende ich Ihnen dieſe Vordrucke mit dem Bemerken, daß die Sach— 
verſtändigen⸗ und Werksbeſcheinigungen für Keſſelbleche der Unterkommiſſion der deutſchen 
Dampfkeſſel⸗Normenkommiſſion für Landdampfkeſſel zur Begutachtung vorgelegen haben. 
Die Bundesregierungen haben ſich grundſätzlich mit den Vordrucken einverſtanden erklärt, 
einige vorbehaltlich ihrer endgültigen Stellungnahme nach Anhörung der geſamten Normen 
kommiſſion, die in Ausſicht ſteht. Sollten in einzelnen Keſſelfabriken, namentlich ſolchen, 
welche Bleche auf Vorrat beſtellen, ohne deren Verwendung für beſtimmte Keſſel im voraus 
feſtlegen zu können, dadurch Schwierigkeiten entſtehen, daß in den Sachverſtändigen— 
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Beſcheinigungen die Keſſelnummern nicht angegeben werden können, oder daß Bleche, deren 
Prüfungsergebnis in verſchiedenen Nachweiſungen enthalten iſt, zu einem Keſſel verwendet 
werden, ſo können ſowohl ausnahmsweiſe die Keſſelnummern unter Hinweis auf dieſen 
Umſtand weggelaſſen als Auszüge der Keſſelfabriken aus verſchiedenen Beſcheinigungen in 
einem Prüfungsatteſt durch den zuſtändigen Dampfkeſſelverein beglaubigt werden. Die 
Form dieſer Beſcheinigung hat zu lauten: 

C N wird hierdurch beſcheinigt, 
daß vorſtehende Angaben mit den Urſprungs⸗Beſcheinigungen über Blechprüfungen 
bei de Fünen ö « ae Huus 
D übereinſtimmen.“ 

f Die Beglaubigung iſt mit Datum und Unterſchrift und dem Stempel des Vereins zu 
verſehen. 
0 Im Auftrage. 
III 9783. 1 9850. Dr. Neuhaus. 


An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſel⸗ÜUberwachungsvereine zu Frankfurt a. O. 


Beſcheinigung Nr. Aulage l. 
Blatt Nr. 

Bachverſtändigen Veſcheinigung. 
Ergebniſſe der Prüfung von Keſſelblechen, ausgeführt nach Anlage der allgemeinen 
polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Dampfkeſſeln vom 


17. Dezember 1908. 


Art des geprüften Materials: 


Lieferndes Werk: . Stempel desſelben: 
Beſtimmung der Bleche: 

Beſteller: zu 

Land⸗ 95 

Schiffs Leſſel P 


Bauart de. Keſſel: 
Stempel des abnehmenden Sachverſtändigen auf den Blechen: 
Vorgeſchriebene Feſtigkeiten: 


al 2 3 4 43 5 0 7 8 N - I N. 
Vor⸗ Abmeſſungen des een he 
Nr. Chargen⸗ Verwendung geſchrie⸗ Probeſtabs Walz⸗ Bruchfeſtigkeit | Deb 
der b des bene richtung t N Bemerkungen 
Prob nummer Blechs Blech⸗ 95 dick Quer- 1. od Geſamt⸗ 
robe ) ſtärke Breite Dicke ſchnitt. © od. q. belaſtung pro 9 
| | 


| 


mm mm mm amm kg amm 
| 


Die Bleche beſtanden: 

a) die Hartbiegeprobe, 

b) die Schmiede und Lochprobe. je 
Die Blechſtärken find nachgemeſſen; das zuläſſige Untermaß ift nicht überſchritten. 


de C 


Der Sachverſtändige 


(Stempel) 
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Anlage zu vom 
J.⸗Nr. 


Blechbeſteller: zu 
Beſtellnummer des Blechbeſtellers (falls ce dem Walzwerke mitgeteilt iſt): 
Datum der Beſtellung (Tag, Monat, Jahr): 

Stempel des liefernden Werks: 


Werksbeſcheinigung. 
Ergebniſſe der Prüfung von Keſſelblechen (FI), ausgeführt nach Anlage I der 


allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln vom 
17. Dezember 1908. 


1 2 3 4 5 6 7 
Bette asia Abmeſſungen des Bruchbelaſtung in 
des Walzwerks r Bleche Walz⸗ Probeſtabs kg pro amm 
Dehnung Be⸗ 
8 5 c* Aigen Char: | Ginzel: 
a) Dr} ) N Duer- [genprobel probe | in % | merkungen 


rup⸗ Ide. Se pro 
Wang, Sup she Breite Länge Dicke [l. oder g. Ds Dicke | ſchniit eeſantteafng ann 
| 


nummer nummer 5 | 
nummer| mm mm | qmm mm | mm | ymm kg 


1 | 


Die Bleche beitanden: 
a) die Hartbiegeprobe, 
b) die Schmiede- und Lochprobe. 
Die Blechſtärken ſind nachgemeſſen; das zuläſſige Untermaß iſt nicht überſchritten. 
„den 
Lieferndes Walzwerk 


Der Betriebsleiter. 


) Spalten la und le find jtets, Ib nur infoweit auszufüllen, als das Walzwerk außer Fabrikationsnummern 
und laufenden Nummern auch Gruppen⸗(Poſittons⸗ nummern führt. 
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Vordruck J. Aulage II. 


Vorbemerkung. In dem folgenden Vordruck iſt Nichtzutreffendes zu durchſtreichen. 


Beſchreibung 
zur 


Genehmigung einer Dampfkeſſelanlage.) 


Der Antrag betrifft die Genehmigung zur — Anlegung — 
Veränderung eines — neuen — bereits im Betriebe geweſenen — 
feſtſtehenden Dampfkeſſels 
de 2 5 85 
zu (Straße, Lage) 

zum Betriebe 
beweglichen, zum Betrieb an wechſelnden Betriebsſtätten 
beſtimmten Dampfkeſſels, 


mit einem dauernd 
verbundenen Schiffsdampfkeſſel zum Betriebe 


Den allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die An- 
legung von Dampfkeſſeln vom 17. Dezem⸗ 
ber 1908 wird wie folgt entſprochen: 


Zu § 2. Bau des Keſſels. 


a) Angabe der Bauart des Keſſels. Der Keſſel iſt ein 


(Für die Angaben find mög— 
lichſt die Bezeichnungen der 
Dampfkeſſelſtatiſtik in Preußen 
zu wählen.) 


) Jedem Genehmigungsgeſuche muſſen abgeſehen von den im 5 10 Abf. III der Anweiſung bezeichneten 
Fällen, in denen je 2 Ausfertigungen genügen — beigefügt fein: 
3 Beſchreibungen nach dieſem Vordruck, 
3 maßſtäbliche Zeichnungen des Keſſels, 
außerdem 
bei feſtſtehenden Keſſeln 3 Lagepläne, 
N 3 Bauzeichnungen des Keſſelhauſes (Aufſtellungsraums) mit Schornſtein, 
bei Schiffskeſſeln 3 Lagepläne des Keſſels im Schiffe. 
Sämtliche Zeichnungen und die Beſchreibungen ſind unter Angabe des Datums vom Beſitzer und von dem 
Verfertiger des Keſſels, bei alten Keſſeln mindeſtens vom Beſitzer zu unterjchreiben. N 
Zeichnungen, welche nicht auf Pausleinwand hergeſtellt ſind, ſind ſtets auf Leinwand aufzuziehen. Im Blau⸗ 
verfahren hergeſtellte Zeichnungen dürfen nicht verwandt werden. l 8 
Das Geſuch iſt bei dem zuſtändigen Keſſelprüfer anzubringen, nicht bei der die Genehmigung erteilenden 
Behörde. 


b) Angabe der Hauptabmeſſungen 
des Keſſels in mm. 


e) Angabe der Wandftärken in mm. 


d) Angaben über Art, Güte und 
Verarbeitung des Bauſtoffs zum 
Keſſel. 


(Bei alten Keſſeln iſt die 
mutmaßliche Art des Bauſtoffs 
anzugeben.) 


e) Angaben über die Herſtellung 
der Verbindungen. 
(Durch Maßfkizzen hierunter 
zu erläutern.) 
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Der Keſſel beſteht aus 


Die Wandſtärken betragen 


Der Keſſel beſteht in den nebenbezeichneten Teilen 
aus Schweißeiſen Feuerblech: 


aus desgl. Bördelblech: — 


aus Flußeiſen von kg/ qmm Feſtigkeit: 
aus desgl. von ke/ymm Feſtigkeit: 
aus desgl. von kgyamm Feſtigkeit: 


r 
aus Gußeiſen: 


Über die Blechprüfungen werden Werks- — amtliche Be- 
ſcheinigungen vorgelegt. 

Abſchnitt III Ziff. 4 der Bauvorſchriften für Landdampfkeſſel 
wird Beachtung finden. 

Die Keſſelwandungen ſind durch maſchinell hergeſtellte — 
Hand Nietung mit einander verbunden, mit Ausnahme 


welche durch Schweißung hergeſtellt und 9 a 

ER „ welche durch 
Verſchraubung verbunden ſind. Die Nietlöcher ſind gebohrt — 
gelocht — gelocht und aufgebohrt. 
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Waſſerrohre — Heizrohre — find — geſchweißt — nahtlos 
und durch Einwalzen (mit — ohne — Bördelung) in den 
befeſtigt. 


) Angaben über Verankerungen. 


Zu § 3. Feuerzüge. 


Die durch oder um den Dampfkeſſel gehenden Feuerzüge liegen an ihrer höchſten Stelle 
in einem Abſtande von mm unter dem niedrigſten Waſſerſtande des Keſſels. 


Die Heizfläche des Keſſels be⸗ 
rechuet ſich wie nebenſtehend: 


Geſamte Heizfläche am 


Die Größe der Roſtfläche beträgt i f qm. 
Verhältnis der Roſtfläche zur Heizfläche * 


Der Luftzug wird auf natürliche — künſtliche — Weiſe her- 
geſtellt. Die Gefahr des Erglühens der mit dem Dampfraum in 
Berührung ſtehenden Keſſelwandungen iſt alſo nach § 3 Abſ. 2 der 
allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Land— 
und Schiffsdampfkeſſeln vom 17. Dezember 1908 ausgeſchloſſen. 


Zu § 4. Speiſevorrichtungen. 


Der Keſſel wird mit zwei zuverläſſigen Speiſevorrichtungen 
ausgerüſtet, welche nicht von derſelben Betriebsvorrichtung ab— 
hängen. 


Als Spetſevorrichtungen dienen:; a) eine eee, 
men... Win Un... 


Abmeſſungen der Speiſevor⸗ zu a) 
richtungen: 
„ Durchmeſſer, Hub, Zahl der 
er Hübe in der Min.); bei 
Strahlpumpen: Leiſtungsfähigkeit 
in der Min.) 
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Zu § 5. Speiſeventil. 


Der Keſſel erhält Speiſeventil von mm 
lichtem Durchmeſſer, welche bei Abſperrung der Speiſevorrich— 
tungen durch den Druck des Keſſelwaſſers geſchloſſen w 


Zu 8 6. Abſperr⸗ und Entleerungsvorrichtungen. 


Der Keſſel iſt mit den vorgeſchriebenen Abſperr- und Ent⸗ 
leerungsvorrichtungen verſehen. 


Zu § 7. Waſſerſtandsvorrichtungen. 


Der Keſſel iſt mit Waſſerſtandsglaſe 

verſehen. 

Dieſelben find in einer zur Längsrichtung des Schiffes vecht- 
winkligen Ebene, in gleicher Höhe und Entfernung von der Keſſel⸗ 
mitte, möglichſt weit entfernt von ihr, in einem Abſtande von 

mm von einander angebracht. 
Außerdem befinde ſich am Keſſel 
als Waſſerſtandsvorrichtung. 

Die Waſſerſtandsvorrichtungen ſind geſondert — an einem 
gemeinſchaftlichen Körper — unmittelbar — durch Verbindungs⸗ 
rohre mit dem Innern des Keſſels verbunden. Die gemein— 
ſchaftlichen Verbindungsrohre haben mm, die geſonderten 
Verbindungsrohre mm lichten Durchmeſſer. 

Die Hähne und Ventile der Waſſerſtandsvorrichtungen ſind 
ſo eingerichtet, daß man während des Betriebs in gerader Rich— 
tung durch die Vorrichtungen hindurchſtoßen kann. Der unterſte 
Probierhahn wird in der Ebene des niedrigſten Waſſerſtandes 


[ 
(Angabe fur Schiffskeſſel.) | 
| 


angebracht. 
Der niedrigſte Waſſerſtand liegt mm oberhalb, der 
höchſte Punkt der Feuerzüge mm unterhalb der unteren 


ſichtbaren Begrenzung des Waſſerſtandsglaſes. 
Im übrigen werden die Waſſerſtandsvorrichtungen vorſchrifts— 
mäßig ausgeführt. 


Zu § 8. Waſſerſtandsmarke. 


Der Keſſel wird mit mm Gefälle angelegt. 
Der feſtgeſetzte niedrigſte Waſſerſtand liegt mm 
über Derſelbe wird an de 


durch ein Schild mit der Bezeichnung 
ſowie an der Keſſelwandung durch eine feſte Strichmarke, die von 
den Buchſtaben N. W. begrenzt wird, bezeichnet. 
| An des Keſſels iſt die höchſte Lage der Feuer⸗ 
züge nach der Richtung der Schiffsbreite in leicht erkennbarer 
(Angabe für Schiffskeſſel.) | 1 Weiſe durch ein Schild mit der Bezeichnung 
1... Men. kenntlich gemacht. 
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Zu § 9. Sicherheitsventile. 
Der Keſſel erhält gewöhnliche — Vollhub — Sicherheits: 


ventil — von mm lichter Weite. Die Belaſtung erfolgt 

durch — Gewichte — Federn — unmittelbar — mittels Hebel. 
D Ventil ſo eingerichtet, daß 

jederzeit gelüftet und auf em Sitz gedreht werden k 


Die Belaſtung de Ventil ſoll bei der techniſch polizeilichen 
Abnahme feſtgeſtellt werden. 
1 . Mindeſtens eins der Ventile hat eine ſolche Stellung, daß die 
(Augabe en Seeſchiffe] vorgeſchriebene Belaſtung von Deck aus mit Leichtigkeit unterſucht 
werden kann. 


Zu § 10. Manometer. 

An dem Keſſel zuverläſſige Manometer 
angebracht, an welchen die feſtgeſetzte höchſte Dampfſpannung 
durch eine unveränderliche, in die Augen fallende Marke bezeichnet 
iſt. Ein — Das — Manometer befindet ſich im Geſichtskreiſe 
des Keſſelwärters. 

(Angabe für Schiffskeſſel, Seeſchiffe | Eins der Manometer iſt auf dem Verdeck an einer für die 
ausgenommen.) [Beobachtung bequemen Stelle angebracht. 


Zu § 11. Fabrikſchild. 

An dem Keſſel wird mit Kupfernieten ein nach der Um⸗ 
mantelung oder Einmauerung ſichtbar bleibendes, metallenes Schild 
mit folgenden Angaben angebracht: 

Feſtgeſetzte höchſte Dampfſpannung in Atm. Überdruck 
Name und Wohnort des Fabrikanten: 


Laufende Fabriknummer: 

Jahr der Anfertigung: 

Mindeſtabſtand des feſtgeſetzten niedrigſten Waſſerſtandes 
von der höchſten Stelle der Feuerzüge in mm: 


Zu § 12. Bauprüfung und Druckprobe. 


Der Keſſel wird nach ſeiner letzten Zuſammenſetzung vor der 
Einmauerung oder Ummantelung einer Bauprüfung und einer 
amtlichen Waſſerdruckprobe auf Atm. Überdruck unter⸗ 
worfen. 


Zu § 14. Kontrollſtutzen. 


Der Keſſel erhält eine Einrichtung zur Anbringung des ami- 
lichen Prüfungsmanometers. 


Zu § 15 und 16. Aufſtellung des Keſſels. 


Die Aufſtellung des Keſſels entſpricht den geſetzlichen Bor- 
ſchriften. — Zwiſchen dem Keſſelmauerwerk und den dasſelbe 


534 


umſchließenden Wänden verbleibt ein Zwiſchenraum von 8 ew. 
Zur Regelung des Feuers iſt ein vom Heizerftande aus beweg— 


liche angebracht. 

Der Schornſtein hat m Geſamthöhe, m 
untere Weite und m obere Weite. 

Die Größe der Fenſterflächen des Aufſtellungsraums beträgt 
insgeſamt am (davon öffenbar am); die Größe 
der Grundfläche des Aufſtellungsraums beträgt insgeſamt 

qm. 


Zur Lüftung dienen 


von insgeſamt am Fläche. 
„den „den net 
Der Antragſteller. Der Verfertiger. 


Bemerkung. Bei alt angekauften Keſſeln iſt außerdem ein Nachweis über die frühere Betriebsſtätte, Dauer 
der Außerbetriebſtellung und die Gründe, welche zur Außerbetriebſtellung geführt haben, bei umzubauenden oder 
abzuändernden Anlagen die Art und der Umfang der Veränderung anzugeben. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Betr. Beſchäftigung von Arbeiterinnen uſw. in Anlagen, die zur Herſtellung von Zichorie dienen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
ſter für Berlin W. 66, den 2. Dezember 1909. 


Am 1. Januar k. J. treten die Beſtimmungen der Bekanntmachung, betreffend die 
Beſchäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in Anlagen, die zur Her— 
ſtellung von Zichorie dienen, vom 25. November 1909 (RGBl. S. 968) in Kraft und 
an die Stelle der Bekanntmachung vom 30. Januar 1902 (RGBl. S. 41). Während die 
Bekanntmachung vom 30. Januar 1902 auf Grund des § 139 a der Gewerbeordnung er- 
laſſen war und demgemäß nur für Zichorienfabriken und die zur Herſtellung von Zichorie 
dienenden Motorwerkſtätten galt, iſt die Bekanntmachung vom 25. v. M. auf Grund des 
§ 120% der Gewerbeordnung erlaſſen worden und für alle Anlagen, die zur Herſtellung 
von Zichorie dienen, gültig. Sonſtige ſachliche Anderungen enthalten die neuen Be- 
ſtimmungen nicht. 

Sollten im dortigen Bezirk Anlagen vorhanden ſein, die zur Herſtellung von Zichorie 
dienen, ohne daß ſie bisher zu den Fabriken oder Motorwerkſtätten gerechnet wären, ſo 
find deren Inhaber alsbald von den Gewerbeaufſichtsbeamten auf die neuen Verpflichtungen, 
die ſich für ſie aus der Bekanntmachung vom 25. v. M. ergeben, ausdrücklich hinzuweiſen. 


In Vertretung. 
III 9782. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten von Berlin. 


Betr. Beſchäftigung von Arbeiterinnen uſw. in Betrieben zur Herſtellung von Gemüſe⸗ oder 
Obſtkonſerven uſw. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 2. Dezember 1909. 
Am 1. Januar k. J. treten die Beſtimmungen der Bekanntmachung, betreffend die 
Beſchäftigung von Arbeiterinnen in Betrieben zur Herſtellung von Gemüſe- oder 
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Obſtkonſerven ſowie von Gemüſe- oder Obſtpräſerven, vom 25. November 1909 
(RG Bl. S. 965) in Kraft und an die Stelle der Bekanntmachungen vom 11. Mai 1898 
(RG Bl. S. 35) und vom 1. Mai 1908 (RGBl. S. 163). Zur Erläuterung der neuen 
Beſtimmungen bemerke ich folgendes: 

1. Die Bekanntmachung vom 25. v. M. iſt auf Grund des § 139 4 Abi. 1 Nr. 5 
der Gewerbeordnung erlaſſen. Sie gewährt den Betrieben zur Herſtellung von Gemüſe⸗ 
oder Obſtkonſerven und von Gemüfe- oder Obſtpräſerven bei der Beſchäftigung von Ar⸗ 
beiterinnen über 16 Jahre zwecks Verhütung des Verderbens von Rohſtoffen und des 
Mißlingens von Arbeitserzeugniſſen Ausnahmen von den Vorſchriften des § 137 der Ge⸗ 
werbeordnung. Sie findet Anwendung auf alle Betriebe der bezeichneten Art, für die der 
§ 137 gilt, d. h. in denen zur Zeit des vermehrten Arbeitsbedürfniſſes mindeſtens 10 Ar⸗ 
beiter beſchäftigt werden. 

Für Betriebe mit weniger als 10 Arbeitern hat ſie keine Bedeutung. Soweit in ihnen 
ein Motor verwendet wird, behalten für ſie die Beſtimmungen der Bekanntmachung vom 
13. Juli 1900 (RGBl. S. 565) Geltung. 

2. Die bisherigen Beſtimmungen beſtimmten die Zahl der Tage, an denen Ab— 
weichungen von den Vorſchriften des § 137 geſtattet wurden, nicht, verlangten aber, daß 
bei einer Ausdehnung dieſer Abweichungen auf mehr als 40 Tage im Jahre die Arbeitszeit 
der Arbeiterinnen ſo geregelt wurde, daß ihre tägliche Dauer im Durchſchnitt der Betriebs⸗ 
tage des Jahres die regelmäßige geſetzliche Arbeitszeit nicht überſtieg. Die neuen Beſtim⸗ 
mungen ſehen von einem ſolchen Ausgleich, deſſen Durchführung und Überwachung vielfach 
große Schwierigkeiten bereitet hat, ab, beſchränken aber die Zahl der Tage, an denen Ab— 
weichungen vom § 137 zuläſſig ſind, auf jährlich 60. Angerechnet wird dabei jeder Tag, 
an dem auch nur eine Arbeiterin abweichend von den Vorſchriften des § 137 beſchäftigt wird. 

3. An dieſen 60 Tagen darf die tägliche Arbeitszeit, wie nach den bisherigen Be⸗ 
ſtimmungen, bis zu 13 Stunden ausgedehnt werden. 

4. Für die Beſchäftigung an dieſen 60 Tagen ſind jetzt die Stunden von 4½, Uhr 
morgens bis 10 Uhr abends freigegeben, während die Beſchäftigung bisher erſt um 5 ½ Uhr 
morgens beginnen durfte. 

5. Zwiſchen dem Ende und dem Wiederbeginne der Arbeit muß nunmehr eine ununter⸗ 
brochene Ruhezeit von mindeſtens achteinhalb Stunden liegen. 

6. Eine Beſchäftigung bis 10 Uhr abends iſt, ſolange die Zahl der unter Nr. 2 
bezeichneten 60 Überarbeitstage dadurch nicht überſchritten wird, in Zukunft auch an den 
Vorabenden der Sonn- und Feſttage geſtattet. Die Beſchäftigung darf am Vorabend eines 
Sonn⸗ oder Feſttags jedoch nur dann über 7½ Uhr abends ausgedehnt werden, wenn 
die über 7½ Uhr abends hinaus beſchäftigten Arbeiterinnen am folgenden Sonn- oder 
Feſttag arbeitsfrei bleiben. 

7. In allen Betriebsſtätten, in denen auf Grund dieſer Beſtimmungen unter Ab⸗ 
weichung von den Vorſchriften des § 137 der Gewerbeordnung gearbeitet werden ſoll, iſt, 
wie bisher, eine Tafel auszuhängen, auf welcher der Betriebsunternehmer oder der von 
ihm Beauftragte an jedem Tage, au dem eine Arbeiterin abweichend vom § 137 beſchäftigt 
wird, dies einzutragen hat. Nach den neuen Beſtimmungen muß auf dieſer Tafel jedesmal 
vor dem Beginne der Überarbeit deren Datum und nach ihrer Beendigung die Zahl der 
Arbeitsſtunden der am längſten beſchäftigten Arbeiterinnen ſowie Beginn und Ende der 
Nachtruhe eingetragen werden. Ferner iſt neu vorgeſchrieben, daß dieſe Eintragungen mit 
Tinte vorzunehmen ſind, und daß die Tafel für jedes Kalenderjahr zu erneuern und nicht 
vor deſſen Ablauf von ihrer Stelle zu entfernen iſt. 

8. Die Befugnis des Gewerbeinſpektors, nach Maßgabe des § 138 à Abf. 5 der 
Gewerbeordnung Arbeiterinnen über 16 Jahre an Sonnabenden und Vorabenden von Feſt⸗ 
tagen zu Reinigungszwecken Überarbeit bis 8 Uhr abends zu geſtatten, bleibt von den oben 
erwähnten Beſtimmungen unberührt. Tage, an denen nur ſolche Reinigungsarbeiten in 
Abweichung vom § 137 der Gewerbeordnung auf Grund einer Erlaubnis des Getverbe- 
inſpektors zwiſchen 5 und 8 Uhr abends vorgenommen worden ſind, werden auf die unter 
Nr. 2 bezeichneten 60 Tage nicht angerechnet. . 

9. Die Geſtattung ſonſtiger Überarbeit gemäß § 138 à der Gewerbeordnung iſt für 
Betriebe zur Herſtellung von Gemüſe⸗ oder Obſtkonſerven und von Gemüſe⸗ oder Obſt⸗ 
präſerven nicht zuläſſig. * 

Ich erſuche Sie, die Gewerbeaufſichtsbeamten, in deren Bezirk ſich Betriebe zur Her⸗ 
ſtellung von Gemüfe- oder Obſtkonſerven oder von Gemüſe oder Obſtpräſerven befinden, 
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zu veranlaſſen, daß ſie deren Unternehmer rechtzeitig vor Beginn der nächſten Kampagne 
auf die neuen Beſtimmungen hinweiſen. 
Ob es ſich empfehlen wird, auf dieſe auch durch die Tageszeitungen aufmerkſam zu 
machen, überlaſſe ich Ihrem Ermeſſen. 
In Vertretung. 
TIL 9787. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Betr. Beſchäftigunug von Arbeiterinnen in Betrieben zur Herſtellung von Fiſchkonſerven. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 3. Dezember 1909. 

Am 1. Januar k. J. treten zugleich mit dem Abänderungsgeſetze zur Gewerbeordnung 
vom 28. Dezember 1908 (RGBl. S. 667) die Beſtimmungen des Bundesrats, betreffend 
die Beſchäftigung von Arbeiterinnen in Betrieben zur Herſtellung von Fiſchkonſerven, 
vom 25. November 1909 (RGBl. S. 966) in Kraft. 

Zu ihrer Erläuterung und Ausführung bemerke ich folgendes: 

1. Die Bekanntmachung vom 25. v. M. ift auf Grund des § 139 a Abſ. 1 Nr. 5 der 
Gewerbeordnung erlaſſen. Sie gewährt den Betrieben zum Räuchern und Marinieren von 
Seefiſchen bei der Beſchäftigung von Arbeiterinnen über 16 Jahre zwecks Verhütung des 
Verderbens von Rohſtoffen und des Mißlingens von Arbeitserzeugniſſen Ausnahmen von 
den Vorſchriften des § 137 der GewO. Sie findet Anwendung auf alle Betriebe der be- 
zeichneten Art, für die der § 137 gilt, d. h. in denen zur Zeit des vermehrten Arbeits- 
bedürfniſſes mindeſtens 10 Arbeiter beſchäftigt werden. 

Für Betriebe mit weniger als 10 Arbeitern hat ſie keine Bedeutung. Soweit in 
ihnen ein Motor verwendet wird, finden auf ſie die Beſtimmungen der Bekanntmachung 
vom 13. Juli 1900 (RGBl. S. 565) Anwendung. 

2. Nach der Bekanntmachung vom 25. v. M. iſt den Betrieben zum Räuchern und 
Marinieren von Seefiſchen die Beſchäftigung von Arbeiterinnen über 16 Jahre an den 
Sonnabenden und Vorabenden von Feſttagen allgemein bis 7½ Uhr abends erlaubt. 

3. Die Zahl der Tage, an denen die Bekanntmachung ſelbſt für alle Betriebe zum 
Räuchern und Marinieren von Seefiſchen weitere Abweichungen vom § 137 geſtattet, iſt 
auf jährlich 60 beſchränkt. Angerechnet wird dabei jeder Tag, an dem auch nur eine 
Arbeiterin abweichend von den Vorſchriften des § 137 beſchäftigt wird. 

4. An dieſen 60 Tagen darf die tägliche Arbeitszeit bis zu 13 Stunden ausgedehnt 
werden. 

5. Für die Beſchäftigung an dieſen 60 Tagen ſind die Stunden von 6 Uhr morgens 
bis 10 Uhr abends freigegeben. 

6. Zwiſchen dem Ende und dem Wiederbeginne der Arbeit muß an dieſen 60 Tagen 
eine ununterbrochene Ruhezeit von mindeſtens achteinhalb Stunden liegen. 

7. Eine Beſchäftigung bis 10 Uhr abends iſt, ſolange die Zahl dieſer 60 Tage da— 
durch nicht überſchritten wird, auch an den Vorabenden der Sonn- und Feſttage geſtattet. 
Die Beſchäftigung darf am Vorabend eines Sonn- oder Feſttags jedoch nur dann über 
1% Uhr abends ausgedehnt werden, wenn die über 7½ Uhr abends hinaus beſchäftigten 
Arbeiterinnen am folgenden Sonn- oder Feſttag arbeitsfrei bleiben. 

8. In allen Betriebsſtätten, in denen auf Grund dieſer Beſtimmungen unter Ab⸗ 
weichung von den Vorſchriften des § 137 der Gewerbeordnung gearbeitet werden ſoll, iſt 
eine Tafel auszuhängen, auf welcher der Betriebsunternehmer oder der von ihm Beauf⸗ 
tragte an jedem Tage, an dem eine Arbeiterin abweichend vom § 137 beſchäftigt wird, 
dies einzutragen hat. Und zwar muß auf dieſer Tafel jedesmal vor dem Beginne der 
Überarbeit deren Datum und nach ihrer Beendigung die Zahl der Arbeitsſtunden der am 
längſten beſchäftigten Arbeiterinnen ſowie Beginn und Ende der Nachtruhe eingetragen 
werden. Dieſe Eintragungen ſind mit Tinte vorzunehmen. Die Tafel iſt für jedes 
Kalenderjahr zu erneuern und nicht vor deſſen Ablauf von ihrer Stelle zu entfernen. 

9. Die Befugnis des Gewerbeinſpektors, nach Maßgabe des § 138 Abſ. 5 der 
Gewerbeordnung Arbeiterinnen über 16 Jahre an Sonnabenden und Vorabenden von 
Feſttagen zu Reinigungszwecken Überarbeit bis 8 Uhr abends zu geſtatten, bleibt von den 
oben erwähnten Beſtimmungen unberührt. Tage, an denen nur ſolche Reinigungsarbeiten 
in Abweichung vom $ 137 der Gewerbeordnung auf Grund einer Erlaubnis des Gewerbe— 


537 


inſpektors zwiſchen 5 und 8 Uhr abends vorgenommen worden ſind, werden auf die unter 
Nr. 3 bezeichneten 60 Tage nicht angerechnet. 

10. Die Geſtattung von ſonſtiger Überarbeit gemäß § 138 a der Gewerbeordnung iſt 
für Betriebe zum Räuchern oder Marinieren von Seefiſchen nicht zuläſſig. 

11. Neben dieſen Ausnahmen, die für alle Betriebe zum Räuchern und Marinieren 
von Seefiſchen ohne weiteres gelten, ſind die Regierungspräſidenten ermächtigt worden, ſo⸗ 
weit dazu ein Bedürfnis vorliegt, für ihren Regierungsbezirk oder Teile davon zu geſtatten, 
daß die Verarbeitung von friſch gefangenen Seefiſchen, die den Gewerbeunternehmern von 
den Fiſchern alsbald nach ihrer Ankunft mit den Booten geliefert werden, in Abweichung 
von $ 137 Abſ. 1 der Gewerbeordnung auch während der Nachtſtunden durch Arbeiterinnen 
über 16 Jahre bewirkt wird. Dabei ſind jedoch die Vorſchriften der übrigen Abſätze 
des § 137 zu beobachten; insbeſondere darf die Arbeitszeit die geſetzliche Höchſtdauer von 
10, an den Vorabenden der Sonn- und Feſttage von 8 Stunden nicht überſchreiten und 
die elfſtündige Ruhe nach der Arbeitszeit nicht verkürzt werden. 

Soll zugleich eine Verlängerung der Arbeitszeit über die geſetzliche Höchſtdauer von 
10 oder 8 Stunden oder eine Verkürzung der elfſtündigen Ruhezeit vorgenommen werden, 
ſo kann dies nur unter den unter Nr. 3 bis 8 bezeichneten Bedingungen geſchehen. Jeder 
Tag, an dem dies geſchieht, iſt auf die unter Nr. 3 erwähnten 60 Tage anzurechnen. 

Ich erſuche Sie, die Gewerbeaufſichtsbeamten, in deren Bezirk ſich Betriebe zum 
Räuchern und Marinieren von Seefiſchen befinden, zu veranlaſſen, daß ſie deren Unter⸗ 
nehmer rechtzeitig auf die neuen Beſtimmungen hinweiſen und über die ſich daraus für ſie 
ergebenden Befugniffe und Verpflichtungen aufklären. 

Ob es ſich empfehlen wird, auf die neuen Beſtimmungen auch durch die Tages⸗ 
zeitungen aufmerkſam zu machen, überlaſſe ich Ihrem Ermeſſen. 


In Vertretung. 
III 9784. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


v. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Fortbildungsſchulen. 


Betr. Jugeuderziehung. 
Kriegsminiſterium. 
Berlin, den 21. Ottober 1909. 

Erfahrungen der letzten Zeit über Jugenderziehung laſſen von neuem erkennen, wie 
ſchnell ſich die Jugend für alles begeiſtert, was das militäriſche Gebiet berührt. Es liegt 
im lebhaften Intereſſe des Staates, namentlich aber der Armee, daß dieſer Sinn für das 
Militäriſche, die Freude am Soldatentum, auch von militäriſcher Seite in der Jugend 
möglichſt erhalten und gefördert wird. So z. B. wird es häufig ohne Schädigung der 
dienſtlichen Intereſſen möglich ſein, Schülern, ganzen Schulen oder einzelnen Klaſſen, auch 
Fortbildungsſchulen, die Teilnahme als Zuſchauer bei Paraden, bei Manövern oder inter⸗ 
eſſanten Übungen zu geſtatten, ihnen dabei bevorzugte Plätze anzuweiſen und ſie durch 
beſonders geeignete Perſönlichkeiten führen und über die Vorgänge bei der Übung uſw. 
unterrichten zu laſſen. 

Ferner liegt es im eigenſten Intereſſe des Heeres, wenn die ſtetig wachſenden Be⸗ 
ſtrebungen zur Steigerung der körperlichen Leiſtungsfähigkeit der Jugend dadurch unter⸗ 
ſtützt werden, daß nach Möglichkeit Ererzier⸗ und Turnplätze, Exerzierhäuſer, Turnhallen uſw. 
zur Pflege der Volksſpiele, des Sportes und des Turnens unentgeltlich überlaſſen werden. 

Die Zulaſſung von Schülern (auch Fortbildungsſchülern) zu den Militär⸗Schwimm⸗ 
anſtalten kann unter der Vorausſetzung, daß der Militär-Schwimmbienit keine Störung 
erleidet und daß keine Erſatzanſprüche irgend welcher Art an die Heeres verwaltung geſtellt 
werden, gegen mäßiges Entgelt in den Standorten geſtattet werden, in denen keine 
Frivat⸗Schwimmanſtalten vorhanden find. In Fällen, bei denen es ſich um von Gemeinden 
erpachtete Schwimmanſtalten handelt, muß vor der Freigabe der Anſtalten für Schüler 
das Einverſtändnis der Gemeinde eingeholt werden, ſofern der Mietsvertrag ſich nicht ſchon 
hierüber ausſpricht. 
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Die Teilnahme von Offizieren (auch Unteroffizieren) an den Wehrkraftsbeſtrebungen 
der Jugend durch perſönliches Erſcheinen bei den Spielen, bei turneriſchen Wettkämpfen, 
vaterländiſchen Feſten uſw. dürfte beſonders anregend und ermunternd auf die Jugend 
wirken. 

Die Königlichen Generalkommandos werden ergebenſt erſucht, bei den unterſtellten 
Kommandobehörden und Truppenteilen darauf hinzuwirken, daß die Beſtrebungen zur Er- 
haltung des geſunden militäriſchen Sinnes und zur Förderung der Wehrkraft in der 
Jugend in der angegebenen Richtung nach Kräften unterſtützt werden. 


476/8. 09. A2. gez. v. Heeringen. 
An ſämtliche Königlichen Generalkommandos. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 30. November 1909. 


Von der vorſtehenden Verfügung iſt den Vorſtänden der in Garniſonorten beſtehenden 
Fortbildungsſchulen Kenntnis zu geben. 
Im Auſtrage. 
IV 11723. Dr. Neuhaus. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


VI. Nichtamtliches. 


1. Entſcheidungen. 
Unfallverſicherungspflicht der Lehrer und Schüler au techniſchen Uuterrichtsauſtalten. 
Entſcheidung des Reichs-Verſicherungsamts vom 14. Oktober 1909. 

Das Reichsverſicherungsamt hat die Verſicherungspflicht von Lehrern und Schülern 
techniſcher Unterrichtsanſtalten und Fachſchulen bisher nur dann bejaht, wenn die Tätigkeit 
an den Motoren oder den von dieſen bewegten Arbeitsmaſchinen in Ausfüllung eines 
Arbeitspoſtens erfolgte. Dies iſt nach den dortigen Angaben nicht der Fall. Die Schüler 
kommen vielmehr nur zwecks ihrer perſönlichen Ausbildung mit den Maſchinen in Be— 
rührung. Lediglich das Eintreten der Schüler in den Gefahrenbereich der Motore kann 
aber eine Verſicherungspflicht derſelben nicht begründen. Der Vorſtand der Berufsgenoſſen— 
ſchaft iſt daher erſucht worden, von der Heranziehung der Schüler zu der Gewerbe-Unfall— 
verſicherung abzuſehen. 

A das Direktorat der Königlichen vereinigten Maſchinenbauſchulen in N. 


2. Bücherſchau. 
(Eine Veſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
Denkſchrift zur Reform des Patentgeſetzes. Zur Sachverſtändigen Sitzung am 
7. Dezember 1909 in Berlin. Verlag Julius Springer in Berlin. 
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